
Aktualisierte Positionierung des DOSB-Präsidiums zum Krieg in der Ukraine 

und dessen Folgen für Sport und Gesellschaft 

Das Präsidium des Deutschen Olympischen Sportbundes hält an seiner Verurteilung des unvermindert 

anhaltenden Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine fest und begrüßt daher die Aufrechterhaltung 

der massiven sportlichen Sanktionen gegen Russland und Belarus. Seit Kriegsausbruch finden keine 

international anerkannten Sportwettkämpfe in Russland und Belarus statt. Das Internationale 

Olympische Komitee hat jüngst auf seiner Session im Oktober 2023 in Mumbai das Nationale 

Olympische Komitee Russlands auf Grund seiner Aktivitäten in den besetzten Gebieten der Ostukraine 

suspendiert. Ausschließlich als „individuelle neutrale Athlet*innen“ mit den entsprechenden strengen 

Voraussetzungen dürfen Sportler*innen aus Russland und Belarus an internationalen Wettkämpfen 

teilnehmen. In Mannschaftssportarten hat das IOC den Fachverbänden empfohlen, die Teilnahme von 

Nationalmannschaften grundsätzlich auszusetzen. 

In unserer ersten Positionierung vom 18. März 2022 kurz nach Kriegsausbruch haben wir zum Ausdruck 

gebracht, dass der Sport insbesondere eine verbindende Rolle über die Grenzen von 

Weltanschauungen, Religionen und Ideologien hinaus hat. Gerade der Sport hat die Kraft, Menschen 

im friedlichen Wettstreit zusammen zu bringen und Brücken zu bauen. Athlet*innen haben 

grundsätzlich keine individuelle Verantwortung für das Handeln ihrer nationalen Regierungen.  Daher 

tragen wir die auf einer Mehrheitsentscheidung der internationalen Sportgemeinschaft basierende 

Empfehlung des Internationalen Olympischen Komitees vom 28. März 2023 mit, die den 

Weltfachverbänden die Teilnahme „individueller neutraler Athlet*innen“ mit russischer oder 

belarussischer Staatsbürgerschaft unter strengen Auflagen empfohlen hat. Wettkämpfe haben seit 

Sommer unter Beteiligung ukrainischer Athlet*innen und individueller neutraler Athlet*innen mit 

russischem und belarussischem Pass stattgefunden. Dies gilt es mit Empathie und 

Fingerspitzengefühl weiter umzusetzen. 

Aus unserer Sicht ist es umso wichtiger, die Auflagen für „individuelle neutrale Athlet*innen“ auf 

dem Weg zu einer möglichen Teilnahme in Paris konsequent umzusetzen. Es darf im Sport keinen 

Platz für Kriegspropaganda geben, daher müssen Angehörige der Armee und der 

Sicherheitsorgane ausgeschlossen und nationale Symbole und Farben in den Sportstätten verboten 

bleiben. Wir begrüßen es, dass das IOC bislang noch keine Entscheidung über eine Teilnahme 

„individueller neutraler Athlet*innen“ zu den Olympischen Spielen 2024 in Paris gefällt hat, um 

sicherzustellen, dass diese strikten Regeln konsequent umgesetzt werden können. 

In den laufenden Diskussionsprozess der vergangenen Monate hat sich der DOSB auf nationaler und 

internationaler Ebene intensiv eingebracht und wird dies auch weiterhin tun. Insbesondere durch das 

von uns in Auftrag gegebene Gutachten von Prof. Dr. Dr. Patricia Wiater (Uni Erlangen) zur 

menschenrechtlichen Dimension des Ausschlusses von Athlet*innen vom internationalen Sport haben 

wir einen substanziellen Beitrag zum Diskurs beigetragen. Dieser Diskurs muss im Sport weitergeführt 

werden. Als ermutigendes Signal haben wir daher die Ankündigung des französischen 

Staatspräsidenten Emmanuel Macron wahrgenommen, dass er Vertrauen in die autonomen 

Sportorganisationen hat, für Paris 2024 die beste Lösung zu finden. Kritisch bewerten wir im 

Gegensatz dazu Aktivitäten und Äußerungen der Politik in Deutschland, die Entscheidungen der 

internationalen Sportgemeinschaft in Frage zu stellen. Diese schaden unseren Athlet*innen und 

nachhaltig dem Sportstandort Deutschland. 
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